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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. März 1969 

III/l —68070 — 5253/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atoragemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung (EWG) des Rates über die Erhebung eines 
Ausgleichsbetrages auf Milchpulverr das vor Beginn des 
Milch Wirtschaftsjahres 1969/1970 auf Lager gehalten wird. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 7. März 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissio'nsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Erhebung eines Ausgleichsbetrages auf Milchpulver, 
das vor Beginn des Milchwirtschaftsjahres 1969/1970 auf Lager 

gehalten wird 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für das Milchwirtschaftsjahr 1969/1970 sind für 
Magermilchpulver ein wesentlich höherer Interven- 
tionspreis und wesentlich höhere Beihilfen bei der 
Verfütterung festgesetzt worden, als im Milchwirt- 
schaftsjahr 1968/1969 gültig waren. Daraus wird sich 
eine erhebliche Änderung des Preisniveaus bei Ma- 
germilchpulver ergeben. Um zu verhindern, daß 
Ware zurückgehalten wird und ungerechtfertigte 
Gewinne entstehen, sowie um zu erreichen, daß der 
Markt mit frischem Magermilchpulver zu normalen 
Preisen versorgt wird, ist es erforderlich, Mager- 
milchpulver, das bei Beginn des neuen Milchwirt- 
schaftsjahres vorhanden ist und nicht im Eigentum 
der Interventionsstellen steht, mit einem Ausgleichs- 
betrag zu belegen. Dieser Ausgleichsbetrag muß so 
bemessen sein, daß er die Änderung des Preis- 
niveaus vom Milchwirtschaftsjahr 1968/69 zum 
Milchwirtschaftsjahr 1969/70 ausgleicht. Die erheb- 
liche Senkung des Interventionspreises für Butter 
macht es auch erforderlich, Milchpulver bis zu einem 
bestimmten Fettgehalt mit dem Ausgleichsbetrag 
zu belasten. 

Um Umgehungen zu vermeiden, ist es angezeigt, 
den Ausgleichsbetrag grundsätzlich auch auf Milch- 
pulver zu erheben, das mit anderen Erzeugnissen 
gemischt worden ist. 

Nicht alle diese Erzeugnisse sind landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse im Sinne des Vertrages; es muß 
daher auf Artikel 235 des Vertrages Bezug genom- 
men werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Mitgliedstaaten erheben einen Aus- 
gleichsbetrag auf Milchpulver. 

(2) Milchpulver im Sinne dieser Verordnung ist 
Milch in Pulverform mit einem Fettgehalt von höch- 
stens 12 V. H. 


Artikel 2 

(1) Der in Artikel 1 genannte Ausgleichsbetrag 
wird auch auf Milchpulver erhoben, das in noch zu 
bestimmenden Erzeugnissen enthalten ist. 

Bei der Bestimmung dieser Erzeugnisse kann vor- 
gesehen werden, daß die Mitgiiedstaaten auf einige 
dieser Erzeugnisse keinen Ausgleichsbetrag zu er- 
heben brauchen. 

(2) Für den Warenverkehr mit Magermilchpul- 
ver, für das von den Vorschriften des Artikels 3 
Absatz 1 zweiter Unterabsatz der Verordnung 
(EWG) Nr. 986/68 des Rates vom 15. Juli 1968 zur 
Festlegung der Grundregeln für die Gewährung von 
Beihilfen für Magermilch und Magermilchpulver für 
Futterzwecke ^), Gebrauch gemacht worden ist, kön- 
nen im Hinblick auf die Erhöhung des Ausgleichs- 
betrages besondere Vorschriften erlassen werden. 

Artikel 3 

Der Ausgleichsbetrag wird je Mitgliedstaat auf 
der Grundlage des Unterschieds zwischen den An- 
kaufspreisen der Interventionsstelle im Milchwirt- 
schaftsjahr 1968/1969 und im Milchwirtschaftsjahr 
1969/1970 ermittelt. 

Artikel 4 

(1) Unbeschadet der Vorschriften des Artikels 5 
ist ausgleichspflichtig, wer an einem nodi festzu- 
setzenden Zeitpunkt des Milchwirtschaftsjahres 
1968/1969 auf dem geographischen Gebiet der 
Gemeinschaft eine noch zu bestimmende Mindest- 
menge unverarbeitetes oder in einem der in Ar- 
tikel 2 genannten Erzeugnisse verarbeitetes Milch- 
pulver besitzt. 

(2) Im Sinne dieser Verordnung gelten als zum 
geographischen Gebiet der Gemeinschaft gehörig die 
Gebiete, die, obwohl sie Bestandteil des geographi- 
schen Gebietes eines dritten Landes sind, zum Zoll- 
gebiet der Gemeinschaft gehören. Gebiete, die, ob- 
wohl sie zum geographischen Gebiet eines Mitglied- 
staates gehören, Bestandteil des Zollgebietes eines 
dritten Landes sind, und die Gemeinde Livigno 
gelten als nicht zum geographischen Gebiet der Ge- 
meinsdiaft gehörig. 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 18. Juli 1968, S. 4 
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Artikel 5 

(1) Auf Magermilchpulver, das sich im Eigentum 
der Interventionsstelle befindet, wird der Aus- 
gleichsbetrag nicht erhoben. 

(2) Der Ausgleichsbetrag wird nicht erhoben auf 
Milchpulver und die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Erzeugnisse, 

a) für die vor dem in Artikel 4 genannten Zeitpunkt 
die Ausfuhrzollförmlichkeit im Sinne der Verord- 
nung Nr. 1041/67/EWG der Kommission vom 
21. Dezember 1967 über die Durchführungsvor- 
schriften für die Ausfuhrerstattungen bei den Er- 
zeugnissen, für die ein System gemeinsamer 
Preise besteht zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1056/68'*), erfüllt worden 
sind, 

b) die sich an dem in Artikel 4 genannten Zeitpunkt 
in einem Zollager oder in einer Freizone be- 
finden, 

oder 

c) die an dem in Artikel 4 genannten Zeitpunkt der 
Regelung des aktiven Veredelungsverkehrs un- 
terliegen. 

Werden die in IJnterabsatz 1 Buchstabe a aufge- 
führten Milchpulver und Erzeugnisse nach dem in 
Artikel 4 genannten Zeitpunkt in der Gemeinschaft 
wieder in den freien Verkehr gebracht, ohne Ab- 
schöpfungen oder Abgaben bei der Einfuhr ent- 
richtet zu haben, so wird der Ausgleichsbetrag er- 
hoben. 

(3) Es kann vorgesehen werden, daß der Aus- 
gleichsbetrag nicht auf Arbeitsbestände erhoben 
wird. 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 314 
vom 27. Dezember 1967, S. 9 

•‘'') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 179 
vom 25. Juli 1968, S. 28 


Artikel 6 

(1) Der Ausgleichsbetrag wird von dem Mitglied- 
staat erhoben, auf dessen geographischem Gebiet 
sich das Milchpulver oder die in Artikel 2 Absatz 1 
genannten Erzeugnisse zu dem in Artikel 4 genann- 
ten Zeitpunkt befinden. 

(2) Milchpulver und die in Artikel 2 Absatz 1 
genannten Erzeugnisse, die versandt worden sind, 
gelten, wenn sie das geographische Gebiet des Mit- 
gliedstaates, aus dem sie versandt werden, 

a) nicht verlassen haben, als im Besitz des Ab- 
senders, 

b) verlassen haben, als im Besitz des Empfängers 
befindlich. 

(3) Artikel 4 Absatz 2 findet entsprechende An- 
wendung. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen 
Maßnahmen, um die Bestände des in Artikel 1 und 2 
genannten Milchpulvers zu ermitteln. 

Artikel 8 

Die Durchführungsvorschriften zu dieser Verord- 
nung, insbesondere die Höhe des Ausgleichsbetrags, 
werden nach dem Verfahren des Artikels 30 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 festgesetzt. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach dem 
Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


I. 

1. In den Vorschlägen der Kommission für das 

Milchwirtschaftsjahr 1969/70 ist vorgesehen, daß der 
Interventionspreis für Magermilchpulver und die 
Beihilfe für Magermilchpulver, das zur Verfütterung 
verwendet wird, wesentlich höher festgesetzt wer- 
den als im Milchwirtschaftjahr 1968/69. Diese Vor- 
schläge haben schon bald nach ihrem Bekanntwerden 
das Verhalten von Käufern und Verkäufern beein- 
flußt. Die Verkäufer haben die Neigung, die Ware | 
zurückzuhalten. Infolgedessen haben sieh teilweise | 
Preissteigerungen abgezeichnet, obwohl dies von j 
der Erzeugungs- und Verbrauchsseite nicht gerecht- | 
fertigt wäre. | 

2. Um zu verhindern, daß Störungen auf dem I 
Milchpulvermarkt auftreten und ungerechtfertigte j 
Gewinne gemacht werden, schlägt die Kommission | 
vor, daß auf Magermilchpulver, das am letzten Tag ! 
des Milchwirtschaftsjahres 1968/69 auf Lager ge- 
halten wird, ein Ausgleichsbetrag erhoben wird. 
Angesichts der Tatsache, daß Magermilchpulver nur 
1,5 Vo Fett enthält, könnte die Erhebung eines Aus- 
gleichsbetrags durch eine geringfügige Erhöhung 
des Fettgehaltes umgangen werden; es ist daher | 
notwendig, Milchpulver bis zu einem bestimmten 
Fettgehalt in die Erhebung einzubeziehen. Diese 
Grenze muß so hoch sein, daß der mögliche Gewinn 
durch den Verlust, der durch die Senkung des Fut- 
terpreises entsteht, aufgewogen wird. 

3. Magermilchpulver wird in erster Linie zur Her- 
stellung von Mischfuttermitteln und in geringerem 
Umfang in der Lebensmittelindustrie verwendet. Bei- i 
hilfen werden nur für Magermilchpulver gewährt, | 
wenn das Mischfutter abgesetzt worden ist, und 
Exporterstattungen werden nur ausgezahlt, nachdem 
das Milchpulver ausgeführt worden ist. 


i Da Magermilchpulver aber auch in Form von Er- 
zeugnissen der Nr. 23.07 und 18.06 A, B und D des 
Gemeinsamen Zolltarifs spekulativ gelagert werden 
i kann, ist es notwendig, auch diese Zollpositionen 
i in die Regelung einzubeziehen. 

I 4. Bei Mischungen von Magermilchpulver mit an- 
I deren Erzeugnissen kann die Erhebung eines Aus- 
gleichsbetrags in das Ermessen der Mitgliedstaaten 
gestellt werden, sofern das Magermilchpulver in 
einer solchen Weise verarbeitet worden ist, daß es 
nicht mehr ohne erheblichen Aufwand getrennt und 
nicht zu Mischfutter verarbeitet werden kann. 


11 . 

5. Der Ausgleichsbetrag muß so bemessen sein, 
daß spekulative Gewinne ausgeschlossen werden. 
Er ist daher auf der Grundlage des Unterschieds- 
betrags zwischen den Ankaufspreisen der Interven- 
tionsstellen im Milchwirtschaftsjahr 1968/69 und im 
Milchwirtschaftsjahr 1969/70 zu ermitteln. 

6. Um eventuelle Wettbewerbsnachteile zu ver- 
hindern, ist jedermann, der am letzten Tag des 
Milchwirtschaftsjahres 1968/69 eine bestimmte 
Menge Magermilchpulver auf Lager hält, der Aus- 
gleichspflicht zu unterwerfen. Um den erforderlichen 
Verwaltungsaufwand einerseits zu beschränken und 
andererseits in Relation zu eventuellen Gewinnen 
zu halten, ist eine Mindestmenge von 500 kg Mager- 
milchpulver geboten. Auf Magermilchpulver, das 
sich im Eigentum der Interventionsstellen befindet, 
ist die Erhebung des Ausgleichsbetrags nicht erfor- 
derlich, da gemäß Verordnung (EWG) Nr. 1941/68 
der Verkaufspreis um mindestens 2 RE je 100 kg 
über dem jeweiligen Ankaufspreis liegt und somit 
Spekulationen ausgeschlossen sind. 
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